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Weniger Pkw
neu zugelassen
Bad Homburg. Der deutsche
Automarkt ist schwach ins
neue Jahr gestartet. Mit gut
192 000 Pkw-Neuzulassungen
sei der Januar 2013 um etwa
8,5 Prozent unter dem Vorjah-
resmonat geblieben, teilte der
Verband der Internationalen
Kraftfahrzeughersteller
(VDIK) am Montag in Bad
Homburg mit. Der VDIK hält
für das Gesamtjahr in
Deutschland mehr als drei
Millionen Pkw-Neuzulassun-
gen für möglich. Im Jahr 2012
waren die Verkäufe um knapp
drei Prozent auf etwas weniger
als 3,1 Millionen Autos gesun-
ken. dpa/sm

Erste Gespräche zur
OLT-Express-Rettung
Hannover. Die Rettungsge-
spräche für die insolvente
Fluggesellschaft OLT Express
Germany haben begonnen.
Der vorläufige Insolvenzver-
walter Jan Markus Plathner
hat nach Angaben seiner
Kanzlei vom Montag zudem
die Zahlung der Gehälter für
die insgesamt 500 Mitarbeiter
gesichert. OLT Express Ger-
many hatte Ende Januar einen
Insolvenzantrag gestellt und
alle Flüge gestrichen. Plathner
muss vor einer Entscheidung
über den Insolvenzantrag prü-
fen, ob noch genug Perspekti-
ven für eine Fortführung des
Betriebs gegeben sind. dpa/sm

Oracle greift sich
Netzwerk-Spezialisten
Redwood Shores. Der SAP-Ri-
vale Oracle stärkt sein Ge-
schäft mit Netzwerk-Lösun-
gen. Der von Milliardär Larry
Ellison geführte IT-Konzern
schluckt für 1,7 Milliarden
Dollar (1,3 Milliarden Euro)
den Spezialisten Acme Packet,
der Software und Hardware
für IP-Netzwerke anbietet. Die
Verwaltungsräte beider Unter-
nehmen sind sich handelsei-
nig, wie sie am Montag infor-
mierten. dpa/sm

Mehr Bewegung
im Strommarkt
München. Die Stromverbrau-
cher werden flexibler. Im ver-
gangenen Jahr haben 17 Pro-
zent der Deutschen ihren
Stromanbieter gewechselt und
weitere elf Prozent bei ihrem
bisherigen Anbieter einen neu-
en Tarif gewählt. Das ergab ei-
ne bundesweit repräsentative
Befragung von TNS Infratest,
die am Montag in München
veröffentlicht wurde. dpa/sm

Renault-Nissan 
meldet Absatzrekord
Paris. Die Allianz aus den Au-
tobauern Renault und Nissan
hat im vergangenen Jahr mehr
Fahrzeuge verkauft als je zu-
vor. Dank der Stärke des japa-
nischen Partners kam das
Bündnis auf einen Absatz von
8,1 Millionen Wagen, teilten
die Unternehmen am Montag
in Paris mit. dpa/sm

„Faire Debatte statt Wahlkampf um Strom“
DIW-Expertin Claudia Kemfert über Energiekosten, Börsenpreise, Netzentgelte und Steuern

Umweltminister Peter Altmaier
warnt vor einem weiteren Strom-
preisanstieg um bis zu zehn Pro-
zent im Herbst. Ist das denn realis-
tisch?
Das hängt von den Annahmen ab.
Offensichtlich geht der Bundes-
minister davon aus, dass die er-
neuerbaren Energien weiter stark
ausgebaut werden und gleichzei-
tig der Börsenpreis für Strom
stark sinkt. Dann steigen die Dif-
ferenzkosten zu der garantierten
Einspeisevergütung und damit
die EEG-Umlage. Die Frage ist je-
doch, warum nicht auch der sin-
kende Börsenpreis bei den Haus-
halten ankommen sollte. Das be-

rücksichtigt er offensichtlich
nicht. 

Die Bürger verstehen das kompli-
zierte Geflecht nicht.
Deswegen brauchen wir in den
Abrechnungen endlich eine glas-
klare Transparenz, wie sich der
Strompreis zusammensetzt, vom
Börsenpreis über Netzentgelte,
Steuern und Abgaben bis zur
EEG-Umlage. So lange es so etwas
nicht gibt, entsteht auch kein
richtiger Wettbewerb. Wenn
mehr Bürger sehen würden, wie
ihr Anbieter den Preis kalkuliert,
würden sie vielleicht auch schnel-

ler wechseln. Dann wäre schon
viel gewonnen. Und ich würde
mir eine Politik wünschen, die
von den Konzernen einfordert,
auch preissenkende Faktoren an
die Verbraucher weiter zu geben.
Das tun sie derzeit nämlich nicht.

Würden Sie so weit gehen wie die
Linkspartei, die wieder eine staat-
liche Strompreisaufsicht einfüh-
ren will?
Nein, so weit würde ich derzeit
noch nicht gehen. Aber man sollte
gesetzlich die Transparenz bei
der Preisgestaltung der Strom-
konzerne durchsetzen. 

Altmaier wirbt mit seiner War-
nung auch für sein Modell einer
kurzfristigen Strompreisbremse.
Was halten Sie davon?
Zu unausgegoren und teilweise
auch gefährlich. Natürlich brau-
chen wir eine grundlegende Re-
form des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes. Zum Beispiel, ob die
Umlage sich noch so starr an der
Differenz zum Börsenpreis orien-
tieren kann. Und auch, ob die
zahlreichen Ausnahmen für ener-

gieintensive Industrien noch be-
rechtigt sind. Aber eine Decke-
lung der Umlage halte ich für
problematisch. Sie würde die
Energiewende ausbremsen.
Schließlich gehören auch die
Stromsteuern zu den Preistrei-
bern, auch die Mehrwertsteuer
auf die EEG-Umlage. Man könnte
zum Beispiel den Grundfreibe-
trag der Stromsteuer erhöhen,
das würde sich entlastend auswir-
ken. 

Für eine so umfassende Betrach-
tung gibt es im Wahlkampf kaum
Zeit und Bereitschaft.
Alle Parteien wollen die Energie-
wende. Dann sollten sie sich im
Sinne der Verbraucher jetzt zu-
sammenraufen und eine faire De-
batte führen, statt Wahlkampf um
Strom zu führen. Im Moment
wird allein der Ökostrom zum
Sündenbock für die Preisent-
wicklung gemacht. Das ist absolut
falsch und gefährlich. Hier wer-
den die Menschen gegen die
Energiewende in die Irre geführt. 

Mit Claudia Kemfert 
sprach Werner Kolhoff

Mit massiven Kostensteigerungen
bei Energie hat Bundesumweltmi-
nister Altmaier sein Modell einer
Strompreisbremse begründet. Die
Energieexpertin des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung, Claudia Kemfert, hält
nichts von kurzatmigen Schritten.
Im RUNDSCHAU-Gespräch for-
dert die Autorin des Buches
„Kampf um Strom“ eine faire Be-
trachtungsweise aller Faktoren Plädiert für eine faire Debatte:

Claudia Kemfert. Foto: DIW

Von Hannes Breustedt

Zittern vor dem „Währungskrieg“
Warum der Euro-Höhenflug nicht nur der Exportwirtschaft Sorgen bereitet

Was ist der Nachteil einer starken
Währung?
Wenn der Wechselkurs steigt,
verteuern sich die Waren und
Dienstleistungen der heimischen
Unternehmen im Ausland. Im
Zeitalter der Globalisierung mit
wachsendem Konkurrenzkampf
um Märkte kann das ein großer
Nachteil sein. Dazu kommt, dass
viele Industriestaaten mit hohen
Schulden kämpfen. Die Sparan-
strengungen – zum Beispiel Steu-
ererhöhungen oder Einschnitte
im Sozialwesen – dämpfen die
Nachfrage im eigenen Land. Um
die Wirtschaft wieder auf Kurs zu
bringen, kommt es deshalb im-

mer stärker auf den Absatz in den
wenigen Regionen der Welt an,
die noch attraktive Perspektiven
bieten. „Die Versuchung, durch
eine Abwertung der eigenen
Währung neue Wachstumsim-
pulse für die eigene Volkswirt-
schaft zu erzeugen, ist in dem ak-
tuellen Umfeld groß“, sagt Edgar
Walk, Chefvolkswirt beim Bank-
haus Metzler. 

Welche Rolle spielen die Noten-
banken?
Weltweit stemmen sich Zentral-
banken gegen die Krise, indem
sie massiv Liquidität in den Fi-
nanzsektor pumpen. Während
dies tendenziell den Wert der ei-
genen Währung verwässert,
treibt die Geldflut die Wechsel-
kurse in anderen Regionen in die
Höhe – zum Leidwesen der dorti-
gen Exporteure. Bei den bisheri-
gen Krisenmaßnahmen ging es
zwar in erster Linie darum, akute

Brandherde im Bankensektor
und an den Anleihemärkten zu
löschen. Auswirkungen auf die
Wechselkurse galten bislang eher
als Nebeneffekt dieser Feuer-
wehreinsätze. Doch seit die neue
japanische Regierung massiv
Druck auf ihre Zentralbank aus-
übt, die Geldschleusen noch wei-
ter zu öffnen, um das chronisch
lahme Wachstum anzuschieben
und auch den starken Yen zu
bremsen, weht ein anderer Wind.
Das Schlagwort vom „Währungs-
krieg“ macht die Runde, Top-
Entscheider der Eurozone verfol-
gen die Entwicklungen in Japan
mit Argwohn. Bundesbankchef
Jens Weidmann warnte bereits
vor einer „Politisierung der
Wechselkurse“. 

Wie groß ist die Gefahr für die Eu-
rozone?
„Das aktuelle Wechselkursniveau
des Euro ist sicherlich – noch –
unproblematisch, das Tempo der
Aufwärtsbewegung dagegen
schon eher“, sagt Metzler-Chef-
ökonom Walk. Sollten die ande-

ren großen Notenbanken weiter
auf eine extrem lockere Politik
des billigen Geldes setzen, würde
die Europäische Zentralbank
(EZB) schnell ins Hintertreffen
geraten. Zu diesem Schluss
kommt auch eine Studie der Bank
of America. Während alle ande-
ren versuchen könnten, ihre
Wechselkurse zu drücken, um die
Wirtschaft zu stützen, sei die EZB
allein ihrem Inflationsziel ver-
pflichtet. „Das Endergebnis wäre
eine schwächere Euro-Wirt-
schaft, die eventuell die Unab-
hängigkeit der EZB gefährden
könnte.“ 
EZB-Präsident Mario Draghi gibt
sich bislang betont gelassen und
verweist auf ein Abkommen der
G20, das Wechselkursmanipula-
tionen grundsätzlich verbietet.
Am 15. Februar findet das nächste
Treffen der Finanzminister der
20 wichtigsten Industrie- und
Schwellenländer statt, auch um
den G20-Gipfel im September in
St. Petersburg vorzubereiten –
das Thema „Währungskrieg“
drängt sich auf. dpa

Diese Euromünzen symbolisieren einen ansteigenden Kursverlauf. Der Euro legt gegenüber dem Dollar spürbar zu. Foto: dpa

Der Euro steigt – Investoren fas-
sen wieder Vertrauen in die euro-
päische Gemeinschaftswährung.
Doch das ist nur die halbe Wahr-
heit: Die Geldflut großer Noten-
banken ist für den Kursauf-
schwung mitverantwortlich. Die
RUNDSCHAU erklärt, warum das
Experten Sorgen bereitet.

Rundschau erklärt

Moskau. Russland hat die Ein-
fuhr von Kühlfleisch aus
Deutschland gestoppt. Grund sei-
en das in Deutschland grassie-
rende Schmallenberg-Virus so-
wie die unzureichenden Sicher-
heitskontrollen, teilte die Veteri-
närbehörde in Moskau am Mon-
tag der Agentur Interfax zufolge
mit. Betroffen sind Rind-,
Schweine- und Geflügelfleisch.
Die deutsche Seite habe das Prob-
lem trotz wiederholter Aufforde-
rungen nicht in den Griff bekom-
men, so die Behörde. Zudem ver-
bietet Russland ab 11. Februar
den Import von Fleisch- und
Milchprodukten aus mehreren
Betrieben in Bayern, Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen.
Experten kritisieren das Einfuhr-
verbot hingegen als wirtschafts-
politisch motiviert. Russland
wolle den heimischen Markt vor
den günstigen ausländischen
Produkten schützen. dpa/sm

Russland stoppt Import
von Kühlfleisch 

Dresden. Die Elbe Flugzeugwer-
ke GmbH (EFW) in Dresden
kann zum weltweiten Zentrum
für die Umrüstung von Airbus
A330-Passagierflugzeugen in
Frachtmaschinen ausgebaut wer-
den. Der zu diesem Zweck ange-
kündigte Einstieg des nach eige-
nen Angaben weltgrößten Flug-
zeug-Wartungsunternehmen aus
Singapur, ST Aerospace, ist per-
fekt. Singapore Technologies
Aerospace (ST Aerospace) darf
sich an EFW beteiligen, wie das
Unternehmen am Montag in
Dresden mitteilte. Chinas Kar-
tellbehörde habe als letzte Ge-
nehmigungsinstanz dem Joint
Venture zugestimmt. Mit der
Umrüstung der Maschinen solle
2016 begonnen werden. ST Aero-
space übernimmt 35 Prozent der
Anteile an den Elbe Flugzeug-
werken. Bislang war EADS allei-
niger Eigentümer. 

Momentan sind in dem
Dresdner Unternehmen rund
1100 Mitarbeiter beschäftigt, gut
die Hälfte in der Umrüstung. Sie
bauen Airbus-Passagiermaschi-
nen vom Typ A300 für das Logis-
tikunternehmen DHL zu Fracht-
flugzeugen um. Das Unterneh-
men konstruiert und produziert
auch Leichtbauelemente für die
Verkleidung von Frachträumen,
Fußbodenplatten, Deckenpanee-
le und schussfeste Cockpittüren
für Airbus. dpa/sm

Elbe Flugzeugwerke
sichern sich
Airbus-Geschäft

Berlin. Der Holzhandel hat im
Jahr 2012 von Renovierungen
und der regen Baukonjunktur in
den Städten profitiert. Die Bran-
che verbuchte bei teils sinkenden
Preisen einen Umsatzzuwachs
von 1,5 Prozent auf rund elf Milli-
arden Euro, wie der Gesamtver-
band des Deutschen Holzhandels
am Montag in Berlin mitteilte.
Gefragt waren vor allem Fußbö-
den. dpa/sm

Holzhandel profitiert
von Renovierungen 

Nürnberg. Die deutsche Spielwa-
renbranche rechnet in diesem
Jahr mit stagnierenden Umsät-
zen. „Plus/minus null Prozent
wäre realistisch positiv, plus ein
Prozent wäre schon Champions
League“, sagte der Verbandschef
des Spielwaren-Einzelhandels,
Willy Fischel, am Montag zum
Abschluss der Spielwarenmesse
in Nürnberg. Mit 73 500 Besu-
chern aus 113 Ländern waren
diesmal rund 2500 Händler und
Einkäufer weniger gekommen als
im Vorjahr. dpa/sm

Spielwarenbranche
rechnet mit Stagnation
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